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Für das bereits von Verfassungs wegen auch einzelnen Abgeordneten garantierte Fragerecht 
(Art. 89 a LV) trifft die Geschäftsordnung des Landtags folgende Differenzierung: 

Große Anfragen (§ 92 GOLT) können nur von einer Fraktion oder von mindestens acht 
Abgeordneten eingebracht werden. 

Kleine Anfragen können demgegenüber von jedem Mitglied des Landtags gestellt werden 
(§ 97 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 GOLT). 

Gleiches gilt für Mündliche Anfragen, die nach§ 98 Abs. 1 Satz 1 GOLT ebenfalls von jedem 
Mitglied des Landtags gestellt werden können. Hinsichtlich der Reihenfolge des Aufrufs 
Mündlicher Anfragen gelten allerdings Besonderheiten. Der Aufruf Mündlicher Anfragen 
erfolgt nach § 98 Abs. 2 Satz 5 GOLT nach Maßgabe vom Ältestenrat festgelegter 
Grundsätze. Die für die 16. Wahlperiode beschlossenen Grundsätze differenzieren für die 
Reihenfolge der aufzurufenden Mündlichen Anfragen nicht nach dem zeitlichen Eingang, 
sondern danach, welcher Fraktion der Fragesteller angehört und welche fortlaufende 
Platzierung für die Behandlung der Mündlichen Anfrage fraktionsseitig mitgeteilt wird. Die 
Grundsätze sehen hierzu insgesamt 14 Platzhalter für die Mündlichen Anfragen sämtlicher 
Fraktionen vor, innerhalb derer die Fraktionen die Reihenfolge des Aufrufs ihrer Anfragen 
bestimmen können. 

Auf der Grundlage dieses Beschlusses könnte eine von einem fraktionslosen Abgeordneten 
gestellte Mündliche Frage im Ergebnis nicht zum Zug kommen. Aufgerufen werden könnte 
eine solche Anfrage vielmehr erst dann, wenn die vorhergehenden und für die Fraktionen 
reservierten Platzhalter aufgebraucht sind, was erst ab der 15. Mündliche Anfrage der Fall ist. 
Verfassungsrechtliche Bedenken dürften sich daraus allerdings nicht ergeben. Die nicht 
aufgerufene Mündliche Anfrage wird als Kleine Anfrage behandelt (§ 98 Abs. 4 Satz 2 
Halbsatz 1 GOLT), so dass die Landesregierung die Antwort zwar nicht mündlich, aber 
immerhin schriftlich beantworten muss, womit dem Informationsverlangen hinreichend 
Rechnung getragen sein dürfte. Da der Beschluss zur Reihenfolge des Aufrufs Mündlicher 
Anfragen 14 Mündliche Anfragen berücksichtigt, dürfte es naheliegend sein, eine nicht 
fraktionsvermittelte Mündliche Anfrage mit der laufenden Nummer 15 anzuschließen. 

Unberührt hiervon bleibt selbstverständlich die nach § 98 Abs. 6 Satz 2 GOLT grundsätzlich 
eröffnete Möglichkeit, nach der Antwort der Landesregierung auf eine Mündliche Anfrage 
Zusatzfragen zu stellen. Eine Aussprache zu einer Mündlichen Anfrage kann ein einzelner 
Abgeordneter hingegen nicht durchsetzen. Sie findet nach § 99 Abs. 1 GOLT nur statt, wenn 
sie von einer Fraktion oder mindestens acht Abgeordneten beantragt und der Antrag von 
mindestens einem Drittel der anwesenden Mitglieder des Landtags unterstützt wird. 

Der Vollständigkeit wegen sei hier noch erwähnt, dass ein Mitglied der Landesregierung nur 
auf Antrag einer Fraktion oder von acht Abgeordneten herbeigerufen werden kann (Art. 89 
Abs. 1 LV,§ 36 GOLT). 
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2. Überblick über die Ausübungszuständigkeit geschäftsordnungsmäßiger Rechte 

Der schnelleren Orientierung wegen ist als Anlage eine Übersicht beigefügt, die Auskunft 
darüber gibt, ob das jeweils in der Geschäftsordnung verbriefte Recht auch von einem 
einzelnen Abgeordneten oder nur durch die Fraktion wirksam ausgeübt werden kann. 

Wissenschaftlicher Dienst 

Anlage 


